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Informationspflicht nach Art. 13 EU-Datenschutzgrundverordnung 
 

Verantwortliche/r Stadt Geilenkirchen 
Der Bürgermeister 
Markt 9 
52511 Geilenkirchen 
Telefon: 02451 6290 
E-Mail: stadt@geilenkirchen.de 
 

Datenschutzbeauftragte/r Frau Schuhmachers 
Markt 9 
52511 Geilenkirchen 
E-Mail: stadt@geilenkirchen.de 
   

Zwecke  
der Datenverarbeitung 

Gewerbeanmeldung, Gewerbeummeldung, Gewerbeabmeldung 

Wesentliche 
Rechtsgrundlagen 

§ 14 GewO – Anzeigepflicht; Verordnungsermächtigung 
  

Widerrufsmöglichkeit  
bei Einwilligungen 

Es besteht das Recht, eine abgegebene Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Ein-
willigung bis zum erfolgten Widerruf erfolgten Verarbeitung be-
rührt wird. Die Einwilligung ist gegenüber der Stelle zu widerru-
fen, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt wurde. Artikel 7 
Absatz 3 DS-GVO. 
  

Empfänger und Katego-
rien von Empfängern der 
Daten  
(im Regelfall) 

Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen gem. § 14 (8) 
GewO 
Die zuständige Behörde darf Daten aus der Gewerbeanzeige re-
gelmäßig übermitteln an: 

 die Industrie- und Handelskammer zur Wahrnehmung der in 
den §§ 1, 3 und 5 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des 
Rechts der Industrie- und Handelskammern genannten sowie 
der nach § 1 Abs. 4 desselben Gesetzes übertragenen Aufga-
ben, 

 die Handwerkskammer zur Wahrnehmung der in § 91 der 
Handwerksordnung genannten, insbesondere der ihr durch 
die §§ 6, 19 und 28 der Handwerksordnung zugewiesenen 
und sonstiger durch Gesetz übertragener Aufgaben, 

 die für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörde zur 
Durchführung arbeitsschutzrechtlicher sowie immissions-
schutzrechtlicher Vorschriften, 

 die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz, ein-
schließlich den Entgeltschutz nach dem Heimarbeitsgesetz zu-
ständige Landesbehörde zur Durchführung ihrer Aufgaben, 

 die nach Landesrecht zuständige Behörde zur Wahrnehmung 
der Aufgaben, die im Mess- und Eichgesetz und in den auf-
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grund des Mess- und Eichgesetzes ergangenen Rechtsverord-
nungen festgelegt sind, 

 die Bundesagentur für Arbeit zur Wahrnehmung der in § 405 
Abs. 1 in Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch sowie der im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
genannten Aufgaben, 

 die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. ausschließ-
lich zur Weiterleitung an die zuständige Berufsgenossenschaft 
für die Erfüllung der ihr durch Gesetz übertragenen Aufgaben, 

 die Behörden der Zollverwaltung zur Wahrnehmung der ihnen 
nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, nach § 405 
Abs. 1 in Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch sowie nach dem Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz obliegenden Aufgaben, 

 des Registergerichts, soweit es sich um die Abmeldung einer 
im Handels- und Genossenschaftsregister eingetragenen 
Haupt- oder Zweigniederlassung handelt, für Maßnahmen zur 
Herstellung der inhaltlichen Richtigkeit des Handelsregisters 
gemäß § 388 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit oder des Genossenschaftsregisters gemäß § 160 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften, 

 die statistischen Ämter der Länder zur Führung des Statistik-
registers nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Statistikregistergesetzes in 
den Fällen des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2, 

 die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden 
der Länder zur Durchführung lebensmittelrechtlicher Vor-
schriften. 

  

Dauer der Speicherung 
und Aufbewahrungs-
fristen 

Nach KGSt-Aufbewahrungsfristen bzw. Erledigung des Anliegens. 
 
Siehe Auflistung am Ende der Dokumente zur Informations-
pflicht. 
 
Die gespeicherten Daten werden für die dort genannte Dauer 
aufbewahrt und durch technische und organisatorische Maß-
nahmen gesichert. 
 
Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist werden nicht mehr benötig-
te Daten gelöscht oder anonymisiert. 
 

Rechte der  
betroffenen Person 

Jede von der Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der 
Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende 
Rechte: 
 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten 
und deren Verarbeitung (Artikel 15 DS-GVO). 

  

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder 
unvollständig sein sollten (Artikel 16 DS-GVO). 



  

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, 
sofern eine der Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zu-
trifft. 

   

 Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht 
ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-GVO genannten 
Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonde-
ren Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle 
einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß 
Artikel 18 DS-GVO. 

  

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden, die Daten zur Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder bei 
einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen 
der Meldebehörde gegenüber denen der betroffenen Person 
überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO). 

  

 Wird die Richtlinie der personenbezogenen Daten bestritten, 
besteht das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung für die 
Dauer der Richtigkeitsprüfung. 

  

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, 
sofern an der Verarbeitung kein zwingendes öffentliches Inte-
resse besteht, das die Interessen der betroffenen Person 
überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung ver-
pflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 

 

Zuständige Aufsichts-
behörde 

Beschwerderecht 
  

Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der 
Aufsichtsbehörde, wenn sie der Ansicht ist, dass ihre personen-
bezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 
  

Kontaktdaten der Aufsichtsbehörde: 
  

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 
Postfach 20 04 44, 40102 Düsseldorf 
 

Hausanschrift: 
Kavalleriestr. 2 – 4 
40213 Düsseldorf 
  

Telefon 0211 38424 0 
Fax 0211/38424 10 
E-Mail poststelle@ldi.nrw.de 
Internet www.ldi.nrw.de 
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